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Natur von Briedhofänngefegeubeiten und Buftänbiglelt zur 9 
ſten Entfheibung bei Umlegungen 

gur Begründung der Gompeteng ber Verwaltungsbehbeden genügt 
es nicht, daß der Gegenſtaud einer Leiſlung de ut öffenlltch“ U 
grechte angehört, ed muß auch die Verbindlichkeit zur Gewa h, 
rung berfelben auf dem öffentlichen Rechte beruhen 

Mitthellungen aus ber Prarısı 

Ole ftatntenulfige Unterſtelunng kirchlicher Vereine auch unter bie Aufſlcht ber Kir. 
chenbehörde involvirt feine Alterieung des Stagtsaufſichtstechtes. 
Wegen der ſeloſtgewahlten Bezeſchnung „pollllſcher Verein” kann ein feiner 
Natur nach nichtpolitiſcher Verein nichl ale poliliſcher Verein im Sinne bee (he, 
feed angeſehen werben. — 

Die Wirkungen ber hehungtrechtlichen Folge aus der Legitimation per mateimanium 
subsequens baftren vom Beltpunkte der Eingehung der Ehe ber Eltern. 

Competeuzſtreſt. Wenn dle Offeuhaltung von angeblichen Beſtandthellen eſneg öffent. 
lichen Wege nicht aus ſtraßenpol ſchen Gründen begehrt wird, hat die Com: 
peſenz der Berwaltungsbehörden nicht ſtatt. 

Verordnung 

Derfonalien 

Erledigungen 


Ratur von Friedhofsaugelegenheiten und Bufländigkeit 
zur oberſten Entſcheidung bei Amlegungen. 


In Angelegenheit der Umlegung eines Friedhofes, in welchem 
Falle gegen den von den beiden unteren Inſtanzen gefällten Aus⸗ 
ſpruch, daß die Umlegung nothwendig ſei, ein Recurs an das k. k. 
Ministerium für Cultus und Unterricht eingebracht wurde, entſpann 
ſich eine Erörterung zwiſchen dieſem Miniſterlum und dem k. k. Mini 
ſterlum des Innern über die Frage, welches von den beiden Mini⸗ 
ſterien competent ſei, über derlei Angelegenheiten in letzter Inſtanz zu 
entſchelden. Bei dieſer Erörterung, die einen Beitrag zur Auffaſſung 
der Natur von Friedhoſsangelegenhetten bildet, hat das Minſſterium 
für Cultus und Unterricht für feine Competenz zur Entſcheidung 
in derartigen Füllen nachfolgende Gründe vorgebracht: 

„Bet dem Abgange einer ausdrücklichen geſeßlichen Normtrung 
der Frage nämlich, in welche oberſte Compekenz Friedhofsangelegen⸗ 
heiten gehören, kann dieſelbe nur aus dem inneren Weſen des be⸗ 
treffenden Gegenſtandetz der Verwaltung, ſowie aus den allgemeinen 
Beſtimmungen über den Wirkungskreis der beiden hier betheiligten 
Miniſterien (des Innern und für Cultus) beantwortet werden. In 
dieſer Beziehung leuchtet ſofort ein, daß die Zuſtändigkeit des Mi 
ſteriums des Innern lediglich aus der ſanſtären Seite derartiger Ange⸗ 
legenheiten abgeleitet werden könnte. Nun iſt aber die Beerdigung 
der Todten zunächſt nicht als eine Maßregel der öffentlichen Gefund⸗ 
heitspflege, ſondern als ein weihevoller religiöſer Act anzuſehen, an 
weſchen von der Staatsverwaltung uur auch die Anforderung geſtellt 
wird, daß er den Rückfichten der öffentlichen Sanität entſpreche. In 


gungsweſen, inſoweit dieſelben poſttiv lauten, ſtets vom Stand⸗ 
punkte der Cultus verwaltung erfolgen, während von Seite der Sa⸗ 
kitätsverwaltung immer nur jene Eine negative Anforderung e 
hoben werden kann, daß die Rückſichten der öffentlichen Geſundheits⸗ 
pflege nicht außer Acht gelaffen werden. Dazu kommt daun, daß Friede 
höfe (wie dies auch der Artikel 12 des intereonfeſſionellen Geſetzes 
vom 25. Mat 1868 beſtätiget) im Eigenthume der einzelnen Relt⸗ 
gionsgenoſſenſchaften ſtehen und daß ſchou deßbalb faſt alle ſtreitigen 
Angelegenheiten in Ruckſicht auf Friedhöfe, z. B. wegen Coneurrenz 
zu den Koſten der Anlage, wegen des Rechtes zum Bezuge von Be⸗ 
erdigungs⸗ und Grabſtellgebühren, wegen der Entlohnung der Tobten⸗ 
ſraben u. f. w. als Cultusſachen erſchennen und dem Reſſort der 
Faftusbewaliun anheimfallen werden. Hiernach würde es dem Weſen 
der Sache am beiten entſprechen, wenn ſtreltige Friedhofsangelegen⸗ 
heiten im Allgemeinen dem Reſſort des Cultucminiſteriums vorbe⸗ 
halten blteben und wenn nur in jedem Falle, wo eine Sanitätsfrage 
mit zur Sprache gelangt, bezüglich einer ſolchen Tneidenz das Ein⸗ 
vernehmen mit dem Miniſterlum des Innern gepflogen würde 

Dies würde auch ber bisherigen Praxis entſprechen und ſchließ⸗ 
lich auch die Opportunftät und zwar deß halb für ſich haben, weil die 
Recurſe wegen Frtedhoftzan⸗ und Umlegungen zumeiſt doch uicht aus 
Gründen der Sanſtät, ſondern nur wegen der Concurrenz zu den 
bezüglichen Koſten ergriffen werden, wobet dann die Sanitätsfrage 
häuft nur als Vorwand zu dienen hat. Ebenſo würde dabei auch 
das Geſetz vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68 nicht außer Achl 
gelaſſen, da dagfelbe die Ingerenz das Miniſtertums des Innern nur 
in der Eigenſchaft desſelben als oberſte Sanitätsbehörde vorſchreibt“ 

Das Mirifterium des Innern hat Hingegen feine Competenz 
zur endgiltigen Entſcheidung folcher Angelegenheiten aus nachfolgenden 
Erwägungen abgeleitet: 

„Die Beerdigung der Leiber jener Perſonen, welche einer der ge⸗ 
ſezlich auerkannten Religtonsgenoſſenſchaften angehört haben, gefchleht 
zwar mit Beobachtung ritueller Feierlichkeiten. Anderfeits aber dürfte 
zugegeben werden, daß die Beerdigung der Todten und ein dazu be⸗ 
ſtimmter Plaß, ganz abgeſehen von confeſſtoneller Angehörigkeit und 
kirchlichem Rikug, ein unabwetsliches Bedürfniß der öffentlichen Ge⸗ 
ſundheitspflege iſt und duß deßhalb Angelegenheiten, wie dieſe, wobei 
es auf die Entſcheidung ankommt, ob in ſanitätspolizeilicher Rückſicht 
die Belbehaltung und Erweiterung des beſtehenden Friedhofes zuläffig, 
oder ob deſſen Verlegung nothwendig iſt, in den Wirkungskreis des 
Miniſteriums des Innern fallen, wobei nicht verkannt wird, daß ſolche 
Angelegenheiten auch das Cultusminiſterium berühren können, daß 
daher, inſoferne eine folche Berührung vorhanden iſt, gemeinſchaftlich 
mit demſelben vorzugehen ſei. 

In dieſer Frage iſt als maßgebend anzusehen: 

1. Die biaherige Praxis, welche eine Reihe von Fällen aufweist, 
in denen über Friebhofsumlegung in letzter Inſtanz das Miniſtertum 
des Innern entſchieden hat. 

2. Das Geſetz vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68 
über die Organiſation des öffentlichen Sanitätsdienſtes zählt unter 


Folge hievon werden alle ſtaatlichen Vorſchriften über dag Beerdi⸗ 


die Agenden dieſes Dienſtes in den 65 2 lit. g und 3 lt. d bie 


Errichtung, Inſtandhaltung und Ueberwachung der Begräbnißpläße, ſowie 
die Ueberwachung der Handhabung der Geſetze in Betreff der Begräbniß⸗ 
plätze, und beauftragt im § 21 den Miniſter dez Innern mit dem 
Vollzuge dieſes Geſezes. Dadurch erachtet ſich das Miniſterium des 
Innern für gebunden und würde dieſem Gefetze eutgegenhandeln, 
wenn etz die Handhabung der gesetzlichen Vorſchriften in Betreff 
der Errichtung von Begräbnißpläßen einem andern Miniſtertum 
überließe“. 

Hierauf tft zwiſchen den beiden Miniſterien vereinbart worden, 
daß zur endgittigen Entscheidung in derlel Angelegenheiten das Mini⸗ 
ſterium des Innern zuſtändig ſel, und wurde dem durch Merital⸗ 
entſcheidung des Minifterjums des Innern vom 19. Mai 1871, 8. 
4775 Ausdruck gegeben. ID 


Zur Begrundung der Competenz der Verwaltungs⸗ 

behörden genügt es nicht, daß der Gegenſtand einer 

Leiſtung dem öffentlichen Rechte angehört, es muß 

auch die Verbindlichkeit zur Gewährung derſelben 
auf dem öffentlichen Rechte beruhen ). 


Su der Stadt C. hatte ſich der Fabrikant B. Namens eines 
Conſorktums dem Stadtrathe gegenüber feiner Zeit verbindlich ge: 
macht, die Wiſtraße, welche eine Verbindung der Aſtraße mit der 
Kſtraße vermitteln ſoll, auf eigene Koſten herzuſtellen. Sowohl B. 
als die von ihm vertretenen Grundſtücksbefitzer waren weder Eigenkhümer 
detz au dem fraglichen Wegetract auf beiden Seiten liegenden Areals, 
noch waren ſte als Bauunternehmer bei Anlegung der Wiſtraße bes 
therligt, dagegen hatten fie als Adjacenten der K.ſtraße inſofern ein 
Intereſſe daran, als fie, da die Keſtraße durch die neue Straßenaulage 
eine directe Verbindung mit der innern Stadt erlangt, vorausſichtlich 
ihre Grundstücke an der Kitraße als Bauterrain noch beſſer werden 
benutzen und verwerthen köunen. B. kam den übernommenen Bere 
pflichtungen nicht nach, und als der Stadtrath hierauf mit Strafauf⸗ 
lagen gegen ihn vorging, widerſprach er dem eingeſchlagenen Ver⸗ 
fuhren und wendete Mete gegen die Verfügungen des Stabkraths 
ein. Die Kreisbirectlon attendirte dieſen Recurs und entſchied, daß 
B. zur Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen nicht im Ver⸗ 
walfungswege anzuhalten, die Angelegenheit vielmehr als Rechtsſache 
zu behandeln ſei. Denn die Vekbindlichkeiten B.3 beruheten nicht 
auf einen Titel des öffentlichen Rechts, tudenı diefelben weder aus 
deu allgemeinen Landesgeſetzen über die Verpflichtung zum Wegebau, 
noch aus den insbeſondere für die Stadt C. beſtehenden ſtatutariſchen 
Vorſchriften über Herſtellung von Straßen hergeleitet werden konnten, 
ſondern ſtützten ſich lediglich auf die in Folge freiwilliger Aner⸗ 
bietungen und Zufagen des Recurreuten mit dem letzteren von Seiten 
der Stadtgemeinde (, durch Vermittelung des Stadtraths ges 
troffene ſpecielle Vereinbarung, ſeien mithin lediglich privat⸗ 
rechtlicher Natur. 

Bei dieſer Entſchließung faßte der Stadtrath nicht Beruhigung, 
und in Folge der Provocation desfelben gelangte die Sache zur 
Eutſcheidung des Miniſteriunns bed Innern. Letzteres trat mit dem 
Juſtizminiſterium in Vernehmung und verwarf im Anſchluß an die 
von demſelben über die Compekenzfrage entwickelte Auffaſſung die Re⸗ 
monſtration des Stadtraths. 

Zur richtigen Beurtheilung der vorltegenden Differenz muß 
davon ausgegangen werden, daß der Charakter einer „Leiſtung“ ala 
einer öffenklich⸗rechtlichen ſich nicht lediglich aus ührem Gegenſtande 
herleiten läßt, ſondern vorausſet, daß die Verbindlichkeit zur 
Gewährung derſelben auf dem öffentlichen Rechte beruhe. 

Dies iſt unn in Anſehung der in Frage befangenen Verbiud⸗ 
lichkeit des Fabrifanten B. und der von ihm vertreteuen Grundſtücks⸗ 
beftger nicht der Fall; wie ſchun oben erwähut, find B. und die von 
ihm vertretenen Genoſſen weder Eigenthümer des dem fraglichen 
Wegettack anf beiden Seiten anliegenden Areals, noch Find fie bei 


J Mitgetbeilt vom Negtetungeaſſeſſor p. Bo ſ je in der 
Viege und Verwaltung in Sachsens, XXX Bd. 2, 
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der Angelegenheit, welche die Noſhwendigkeit der Anlegung der W. ſtraße 
Behufs Verbindung der Aſſtraße mit der Kſtraße herbeigeführt hat, 
als Bauunternehmer beiheiligt, und etz kann daher deren Verbindlich⸗ 
keit zum Bau der Wiſtraße weder auf die einſchlagenden allgemeinen 
Grundſätze des öffentlichen Rechts, noch auf das Bauregulativ für C. 
zurückgeführt werden. Der einzige Rechtsgrund, auf welchen der 
Stadtrath feinen Anſpruch gegen B. zu ſtützen vermag, iſt der Ver⸗ 
trag, den der letztere für eigene Rechnung und für Rechnung eintger 
anderer Perſonen, wenn ſchon im eigenen Namen und daher 
für ihn allein mit rechtlicher Wirkung, mit dem Stadtrathe abge: 
ſchloſſen hat 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß, da die Kiſtraße durch die 
1 mit der Stadt in Verbindung geſetzt werden foll, der Stabi« 
rath als Baupolizeibehörde auf Grund des Bauregulakivs vom Jahre 
1857 die Ertheilung von Bauconcefftonen an die Adja⸗ 
centen der K ſtraße an Bedingungen wegen Herftellung der W.ſtraße 
ober wegen nachträglicher Beitragsleiſtungen zu den Baukoſten zu 
knüpfen und das Maß dieſer Verbindlichkeit durch Errichtung eines 
hierauf bezüglichen Nachtrags zur Localbauordnung zu normiten bes 
fugt wäre, und daß eine in Betreff der Erfüllung einer derartigen 
Bauconcefflonsbedingung etwa eutſtehende Differenz als eine 
Verwaltungsſtreitigkeit zu behandeln fein würde. Es würde auch 
hierbei feinen Uuterſchied machen, ob der Feſtſtellung der Baueon⸗ 
cefftonsbedingungen für die einzelnen Adjacenten diesfallſige Verhand⸗ 
lungen mit denſelben vorausgegangen find. Denn auch ſolchenfalls 
würde ein Rechtsgrund zur ſiatutenmäßigen Leiſtung nicht bloß in 
den bezüglichen d ben mit den Betheiligken und in den 
dabei etwa getroffenen Vereinbarungen, fondern auch in der biefen 
Verhandlungen und Vereinbarungen entſprechenden ſſatukariſchen Feſt⸗ 
ftellung und demgemäßen Auferlegung der Bauconceſſiousbedingung 
liegen. Dahingegen fehlt es ſchlechthin an jeder öffentlich rechtlichen 
Norm, aus welcher ſich herleiten ließe, daß Jemand zur Herſtellung 
einer Straße oder zur Beſtreitung des dadurch bedingten Aufwandes 
lediglich auf Grund des Umſtandes herbeigezogen werden könne, daß 
er ein Grundſtück beſigt, welches durch den Straßenbau dem Verkehre 
noch leichter als bisher zugänglich wird und demzufolge eine Werths⸗ 
erhöhung erfährt. Wenn ſich daher ein folder Grundſtückobeſttzer 
uubebingt, ohne Rückſicht auf die ſeinerſeits beabſichtigte Unternehmung 
eines Baues, zur Uebernahme einer Verbindlichkeit dazu freiwillig 
bereit finden läßt, jo {fl es der deßhalb eingegangene Vertrag au d« 
ſchließ lich, auf welchen feine Verbindlichkeit als auf ihren Rechts⸗ 
grund zurückgeführt werden kanu. An dem privatrechtliche Charakter 
berfelben wird auch dadurch nichts geändert, daß der betreffende 
Straßenbau an und für ſich dem öffentlichen Intereſſe dient und 
daß die Berückſichtigung dießes Intereſſes den Anlaß zur Ein⸗ 
gehung des Vertrags für feinen Mitcontrahenken ge⸗ 
geben hat. 

Allerdings war der Stadtrat) zu C. als Baupolizeibehörde 
verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß die Wiſtraße gebaut werde, 
wenn die das Bedürfniß ihrer Herſtellung ergänzenden ſonſtigen An⸗ 
lagen bewerkſtelligt werden ſollten; und wenn daher der Stadtrath, 
um dieſem Bedürfniſſe Genüge zu leiſten, den in Rede ſtehenden 
Vertrag mit B. einging, fo liegt dieſem Vertragsabſchluſſe eine öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Verpflichtung inſofern zu Grunde, als derſelbe die Er- 
füllung jener Verpflichtung des Stadtraths zum Anlaß und zum 
Zweck hatte. Es ſtand jedoch derſelben keine öffentlich⸗rechtliche Ber⸗ 
bindlichkeit B. s zur Herſtellung der Straße gegenüber. Der Fall 
liegt daher in der hier fraglichen Beziehung genau ſo, als wenn 
ein Vertrag dahin abgeſchloſſen worden wfre, daß B. oder irgend 
ein Anderer die Straße auf Koſten oder für Rechnung des Stadt. 
raths zu bauen verpflichtet fein folle. So wenig das betheiligte 
öffentliche Intereſſe den Stadfrath verpflichtete, den Bau für feine 
eigene Rechnung herſtellen zu laſſen, ebenſowenig begründete das 
Intereſſe Bis au eiuer Werthserhöhung feines Grundſtückes für dieſen 
die Verkindlichkeit zum Bau für eigene Rechnung Daß das zuleßt⸗ 
gedachte Inkereſſe B. 3, bezleheutlich feiner rien Auftraggeber, 
das zuerſtgedachte öffentliche Intereſſe nberwogen und demzufolge nicht 
der Stadttath ſoudern B. den Bau auf eigene Rechnung herzuſtellen 
übernommen hat, ift nur für den Inhalt der durch den Vertrag 
entftanbenen privatrechtlichen Verbindlichkeit B. s von Bedeutung, 
in Anfehung des privatrechtſichen Charakters dieſer Verbindlichkeit 
dagegen ohne jede Bedeutung. 


Aus alledem folgt aber, daß der Anfpruch gegen B. auf Her 
ſtellung der Wiſtraße oder auf Erſtattung des durch deren Herſtellung 
von Seiten des Stadtraths erwachſenden Aufwandes — abgeſehen 
von dem Falle, daß durch die bedingte Ertheflung von Bauconceſſionen 
dazu zu gelangen jeln foute — nur auf dem Nechtswege zur Geltung 
gebracht werden kann. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die ſtatuteumäßige Unterſtellung kirchlſcher Vereine auch unter 
die Aufſtcht der Kirchenbehörde involvirt keine Alterirung des 
Staatsauffichtsrechtes 
Wegen der ſelbſtgewählten Bezeichnung „politiſcher Verein“ kann 
ein ſeiner Natur nach nichtpolitiſcher Verein nicht als politiſcher 
Verein im Sinne des Geſetzes angeſeh en werben, 


Thomas 3. Pfarrverweſer, Mathias M. und Simon S. in D. 
haben im Jun 1870 die Bildung des Vereines „kath. Begräbniß⸗ 
verein in D.“ mit dem Bemerken angemeldet, daß die vorgelegten 
Statuten die Beſtätigung bed f. e. Conſiſtoriums in O. bereits ers 
langt haben. 

Der Statthalter unterjagte die Bildung des Vereines, weil in 
den 88 32 und 34 der vorgelegten Statuten die Beſtätigung und 
etwaige Aenderung der Statwier der kirchlichen und der Staatsbe⸗ 
hörde vorbehalten, und hiedurch das Aufſichtsrecht des Staates mit 
jenem des f. e. Gouftitoriumd eumulirt werde, was in maden bed 
Staatlichen Auffichtsrechtes Aber Vereine nicht zugegeben werden könne, 
da katholiſche Vereine ausuahmglos den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 15. November 1867 unterliegen, und ihre rechtliche Exiſtenz 
von der ſtaatlichen Anerkennung abhängig gemacht ſei. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung ergriffen die Proponenten 
des latholiſchen Begräbnißvereines deu Materialen in welchem 
ausgeführt wurde, daß kirchliche Aufſicht, unter welcher der Verein 
ſtehen ſoll, die ſtaakliche Aufſicht nicht ausſchlteße; daß dieſe kirchliche 
Aufſicht ſich nur auf Medjliche Augelezenhellen erſtrecke, und eingeräumt 
werden muſſe, da ſonſt der Verein gar nicht entſtehen dürfte; endlich, 
daß dieſe Aufſicht unmöglich als rechts- oder geſetzwidrig oder ſtaats⸗ 
gefährlich erſcheinen könne 

Zu bemerken kommt noch, daß der Verein zur Conſtatirung 
feiner Unterwerfung unter das Vereinsgeſetz ſich als „politiſcher“ Ver⸗ 
ein bezeichnete. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 3. Februar 1871, 
3. 960 die Statthaltereientſcheidung behoben, „weil die 58 32 und 34 
der Statuten die Oberaufſicht von Seite der Skagtsverwaltung, die 
Unterwerfung unter die Beſtimmungen des Verelnsgeſeßes ausdrücklich 
anerkennen, und die in den Statuken nebenbei auch den kirchlichen 
Behörden gewahrte Einflußnahme keinen gesetzlichen Unterſagungsgrund 
bildet“, — und angeordnet, daß der Beſtand dieſes Vereine von der 
Statthalteret auf Grund der vorgelegten Statuten beſcheinigt werde. Ferner 
hat das Miniſterlum angeordnet, es möge den Recurxenten bemerkt 
werden, „daß die in den $$ 32 und 34 der Statuten lediglich zur 
Conſtatirung der Unterwerfung unter die Beſtimmungen bed Vereins⸗ 
gejehes gewählte Bezeichnung des Vereines als eines politiſchen Ver⸗ 
eines ſeſbſtverſtändlich deu Verein nicht zu einem polttiſchen im She 
des Geſeßeg vom 15. November 1867 mache, nachdem er feiner 
Natur nach kein politiſcher Verein iſt, und als folder trop dieſer 
unrichtig gewählten Bezeichnung nicht auzuſehen kommt“ H. 


Die Wirkungen der heimatrechtlichen Folge aus der 2 
per matrimonium suhseqnens datiren nom Zeitpunkte der 
der Ehe der Eltern. 


Fraucisca W. recte Sch. wurde am 5. März 1860 im nieder⸗ 
öſterreichiſchen Gebarhaufe geboren; diefelbe iſt die uneheliche Tochter 
der damals unbeſtritten nach T. in Niederöfterreich zuſtändig gewe⸗ 
ſenen Maria W., welche ſich im November 1861 mit dem uube⸗ 
firitten nach O. in Böhmen zuſtändigen Joſef Sch. verehlichet hat. 
Francisca W. recte Sch. wurde von Ende Auguſt bis Mitte No: 
vember 1868 im allgemeinen Krankenhauſe zu W. ärztlich behandelt. 

Anläßlich der von der Krankenhausverwaltung eingeleiteten 
Schritte zur Einbringung der Verpflegskoſten wurden wegen Feſt⸗ 


itimation 
Eingehung 
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ſtellung der Zuſtändigkeit der Francisca W. die Eheleute Joſef und 
Maria Sch. beim Bürgermeiſteramte in M. im Februar 1869 ver⸗ 
nommen. Beide Eheleufe erklärten daß Francisca W. ihre uneheliche 
Tochter ſei, und Jofef Sch fügte weiter bel, er würde ſchon längſt 
fein Kind legitimirt haben, wenn dieſe Rechtswohlthat einem erzuge⸗ 
nen geſitteten Kinde zugewendet würde; allein dieſes Kind fei ver⸗ 
dorben und ſchwerlich eine Befferung anzuhoffen! unter dieſen Um⸗ 
ſtäuden möge es feinen unehelichen Namen und Charakter, daher auch 
feine Zuſtändigkeit nach T. wohin fein Weib vor der Verehelichung 
zuſtändig war, behalten. Auf Grund dieſer Aeußerung der Eheleule 
Sch hat die Statthalterei in Niederöſterreich über Einſchreiten der 
Beztekshauptmanuſchaft K von Amtswegen die Vorſchreibung der 
Francisca W. als legitimirt per subsequens matrimonjum bei ihrem 
Geburtsacte veranlaßt. 

Da wegen Zahlungsunfähigkeit der Verpflegten und ihrer Eltern 
die Zahlungspflicht dez betreffenden Landesfondes eintrat, jo machten 
die Bezirkshauptmannſchaft in K. und die Statlhallerei in Nieder⸗ 
österreich geltend, daß der böhmiſche Landesfond verpflichtet fei, die 
Verpflegskoſten für Francltca W. recte Sch. zu beſtreiten, weil die⸗ 
ſelbe durch die nachher erfolgte Verehelichung ihrer Eltern nach 161 
a. b. G. B. in die Familie eingetreten, und unter die ehelich erzeugten 
Kinder zu rechnen ift, daher kraft des Geſetzes, ohne daß es eines 
weitern Legittmationsacteßz bedurfte, die den ehelichen Kindern zu⸗ 
ſtehenden Rechte erhalten hat, und die Berichtigung des Geburt. 
buches zur Wirkung der Legitimation kein nothwendiger Act if. 

Dagegen waren der böhmiſche Landesgusſchuß, die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in O. und die böhmiſche Statthalterei der Auſicht, daß 
Francſsca W. dermal Sch. zur Zeit ihren Ende Auguſt 1868 er⸗ 
folgten Eintrittes in das Wiedner allgem. Krankenhaus in Wien noch 
nach T. als dem Heimatsorte ihrer unehellchen Mutter zuständig 
war, und daß die ſpätere Erwerbung der Zuſtändigkeſt nach O. erſt 
vom Zeitpunkte der Durchführung der von der nieberöſterreichiſchen 
Statthalteret verfügten Legitimationsnorjehreibung der Francisca W 
zecte Sch. zu gelten habe. 

Dad Miniſterium ded Innern hat unterm 20. Februar 1871, 
Z. 289 entfhteben, daß der böhmiſche Landesfond zahlungspflichtig 
fet, indem der Umſtand, daß die Durchführung der Legifimalkons⸗ 
vorſchreibung der Francisca W. in der bezüglichen Taufmatril erſt 
mit Erlaß der niederöſterreichiſcheu Statthallerei vom 19. Auguſt 
1869 veranlaßt wurde, der Feſtſetzung det Zeitpunktes, der erfolgten 
Legitimation mit dem Tage der Verehelichung der unehelichen Eltern 
nicht entgegenſtehe, da in dieſer Richtung der Zeitpunkt ber nach⸗ 
gefolgten Ehe der Eltern entſcheidend ſei“ Kl. 


Competenzſtreit. Wenn die Offenhaltung van angeblichen Beſtand⸗ 

theilen eined öffentlichen Weges nicht aus ſtraſſenpolizeilichen 

Gründen begehrt wird, 2 e der Verwaltungsbehörden 
n att. 


Die Gemeinde St. belangte beim Bezirksgerichte K. den Mi: 
chael K., Beſitzer des Hauſes Nr. 172 daſelbſt, weil er einen zwiſchen 
dieſem Haufe und der nach St. führenden Gemeindeſtraße, dann der 
Verbindungsſtraße von der Ge ., er Straße befindlichen leeren 
Plag mit einem Staketenzaun abgeſchloſſen, und den an der erwähnten 
Verbindungsſtraße weiter unten bereits beſtandenen Zaun hinausge⸗ 
rückt hat. Die Gemeinde ſtützte ihr Klagebegehren, daß Michael K. 
hiezu nicht berechtiget war, und ſchuldig fei, ſowohl den Zaun um 
den leeren Platz, als auch den vorgerückten Zaun wegzunehmen, auf 
die Behauptung, daß die bezüglichen Grundtheile Beſtandtheile der 
vor dem Haufe des Geklagten vorbeiführenden zwei Fahrwege find, 
uud dieſe Fahrwege zu den öffentlichen Wegen gehoren, durch die be⸗ 
anſtändeten Zünne aber der Verkehr beeinträchtigt wird. 

Das Bezirksgericht hat die Gemeinde mit ihrem Begehren ab⸗ 
gewieſen. 

Das k. k. Oberlandesgerccht in Wien, hat im Einklauge mit 
der von dem Landezausſchuſſe für Ober⸗Oeſterreich geäußerten Anſicht 
über Appellation der Gemeinde ſich dahin ausgeſprochen, daß die Anz 
gelegenheit zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignel, ſondern hier⸗ 
über von den für die Gegenſtände des ſelbftftändigen Wirkungskteifes 
der Gemeinden beſtehenden autonomen Inſtaltzen zu verhandeln und 
zu entſcheiden ſei. 


Das Minkſtertum bed Innern, in Folge Reuffiongrecurjied vom 
oberſten Gerichtshofe in der Competenzverhandlung befragt, hat un⸗ 
term 1. April 1871, 3. 3128 feine Wohlmeinung dahin eröffnet, 
daß die vorliegende Streitfrage vor das Forum der Gerichtsbehörde 
gehöre, „weil die Gemeinde St. das Begehren um die Beſeltigung 
der fraglichen Zäune nicht aus ſtraßenpolizeilichen Rückſichten ſtellt, 
und durch die Ueberreichung der Klage bei Gericht auch zweffellos zu 
erkennen gegeben hat, daß ſte nicht ſtraßenpolizeilich gegen K. vor⸗ 
gehen wolle, ſondern vielmehr dem von dem Genaunten eingezäunten 
Grundflecke die Eigenſchaft eines öffentlichen Gutes vindicire, wonach 
es ſich bier alſo um die Entſcheidung der Frage über Mein und 
Dein, das iſt um ein privatrechtliches Verhälimf handelt“. 

Darüber hat ſich der oberſte Gerichtshof zur Anſicht des Mini⸗ 
ſteriums des Innern bekehrt und mit Verordnung vom 13. April 
1871, 3. 4315 die dem entſprechende Verfügung getroffen. 

rb. 


Verordnung. 


Erlaß des l. 1. Miniſteriums für Landesverthelbugung vom 18. Februar 1871, 
3. 479/110, II, belreſſend das Verfahren Uher Gejudhe der Landwehrpflichtigen 
um Enthebung von ber Prüſenzdieuſtpflicht. 

Röckchtlch der Enthebung der in bie Landwehr eingerelhten Wehr. 
pflichtigen, auf weſche der $ 27 des Mehrgefepes Anwendung findet, von ber 
Präſengdienſtpflſcht werden nochſtehende Befimmungen getroffen. 

Juſoferne es ſich darum handelt, hen vorbeſogten Wehrpflichtigen Hinfichtlich 
der ihnen vermöge bed citirten Paragrophes in Betreff der Zelt ihrer Ausbildung zukom ⸗ 
menden Begſinftigung gerecht zu werden, ſo wurde im Einvernehmen mit dem L. . Reichdr 
frlegaminfterium den E k. Landwehr⸗Gommanden Bereitd unterm 11. December 
v. J., Nr 18.889, IV ein für allemal bedentet, daß die rllſtäriſche Ausbicdung 
der Lanbwehr-Rerrulen ber in Rebe ſtehenden Kolegorie, von deren Einberufung 
zur Auablſdung in letztverfloſſenen Herbſte über diedorllge Verfügung ganzlich 
Abſtond genommen worden ift, künftig glelchzeftig und gemeinſchaftlich mit den 
Recruten bes ſtehenden Heereg, anf welche eben auch ber § 27 den Welrgejehen 
Aumendung finbet, und zwar: bel ben in den Ergämzungöſtationen befindlſchen 
Reſerve,Gymmanben der Linlen⸗Jafankerie-Reglmenter ſtatlzuflnden hal. 

Eg find ſonach dle betreffenden Gandwehr⸗Reernten Hei den auf einen 
Heerezergänzungsbezirk entfallenden Landwehr⸗Batalllong zu der ant Sitze des 
Reſerve⸗Commondoß in der Ergänzungs⸗Bezirksftation befindlichen Landwehr⸗ 
Guvldenthaltung, von welcher fe wäßrend der Ausbilpung zu bekleiden, auszurüſten 
und in Verpflegung zu nehmen find, einzuberufen. 

Unter Einem wurben die . k. Landwehr Commanden, welche in Ihrer Eigen. 
ſchaft ale Generol- (Militär-) Commanden lin Sinne des $ 98:5 der Juſtrnetſon zur 
Ausführung des Wehrgeſehes im Einvernehmen mit den pollküichen vänderſtellen zur 
Beftftellung der Auabfldungaperſode für bie Recruten des ſtehenden Heeres berufen 
find, angewieſen, die gleichzeitige Einberufung der betreffenden Landwehr⸗Recruten zu 
verfügen. 

Diefe Einberufung wird für bie nächſte Aushiibungäperiobe der leßterwähnlen 
Neeruten nach Maßgabe der einſchläglgen, aus den Stellungs liſlen entnommenen 
Vormerkungen der Laudwehtevidenthaltungen erfolgen. 

Für die Zukunft iſt über den Anſpeuch auf die vorbemerkte Vegfinftigung ſchon 
bei der tegelmäpfgen Stellung im Sinne des $ 58 der Inſtruction zur Angföhrung 
bes Wehrgeſehes zu entjehetben. Im Falle der afflrmativen Entſcheld ung find die be. 
treffenden Laudwehrwänner während des Forkbeftandes jener Berhäftnifte, aus welchen 
ber vorbezeichnete Anfpruch hervorgeht, ſelbftverſtöndlich auch von den ſonſt geſezlich 
auäfflgen ansnahmswelſen Dienftletftungen im Frieden enthoben. 

Hieducch entfällt bie Anmerkung zu $ 56:2, der Juſtruction zur Ausführung 
den Wehrgeſeßes und ift ſonach daſelbſt zu löschen. 

Auf einen altjührlichen Nachweis über die Fortdauer der die Enthebung von 
ber Verpflichtung zu den eben angedeuteten ausnahmewelſen Dienſtleiſtungen begrün. 
deuden Berhältniſſe hat es in Anbetracht deſſen, daß bie Dienſtlelftung ber Landwehr 
ins Frleden eben nur elne ausnahmsweſſe, von außerordenllichen Umſtänden abhängige 
it, bet dandwehrmännern ber erwöhnten Kategorie nicht anzukommen, und wird ben 
Betreffenden lediglich obllegen, den geſetzlichen Anfpruch anf die Enthebung von Olenſt⸗ 
teiftungen im Frieden, welche nicht als Krlegedlenſtleiſtungen betrachtet werden können, 
int Wege der zuſtöndigen polltlſchen Behörde erſter Inftanz zu einer Zelt geltend zu 
machen, in welcher ſie zu den gedachten Friedensdienſtleſtungen einberufen werden sollten. 

Diefe Beftimmung hat auch bezüglich jener Wehrpflichtigen Geltung zu finden, 
welche erſt nach ihrer Einreihung in die Landwehr und allfällig in derſelben bereit 
erlangten Ausbildung in ble im $ 27 bes Wehrgeſehed feſtgeſtellten Verhättniffe 
gelungen. 
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Perſonalien. 


Se. Mojeftät haben den bisherigen proiſoriſchen Olreckor der k k orientali 
ſchen Akademie, Hofrath Ottokar Frelheren n. Schlechta⸗Wſſehrd zum Diplo 
matiſchen Agenten und Generalconful I. Cl. in Bukareſt, fo wie gleichzeitg zum 
Delegirten bel der europätfchen Donaucommiſfion ernannt 

Se. Majeftät haben dem zur Reitung der in Wien i. J. 1873 abzuholtenden 
internationalen Yusftellung berufenen Commerztanzleidlrector Minifterialrath Dr. 
Wilhelm Frei v. Schwarz. Seuborn bie Würde einen geheimen Rates verliehen. 

Se. Maſeſlät haben dem k. und k Honorareonful, Albert Gaſtelger von 
Rabenſtein-Kobach den Orden ber eifernen Krone III. Cl. taxfrei verlſehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterlalrath extra alatum im Min iſterium dez 
Tunern Sswald Barkmanskf zum StatthalterchBicepräfidenten bei der gafigtfchen 
Stalthallerei einannt. 

Se Majeſtät Haben dem jubklirten Bezickzorzte Dr, Mothlos Macher in 
Graz das Ritterkreuz des Franz-Joſeph⸗Ordens verliehen 

Se. Mojeftät haben dem ' und k. Generafconjul Joseph Oworzak in Polros 
tagfrei den Orben der eiſernen Krone Il. El. verliehen. 

Se. Maleſtäf haben dem Wiener Poſtamtscuntrolor Karl Schlayer das 
goldene Berbienfifreng mit der Krone verliehen, 

Der Reſchstanzler hat den Dollmeiſcher des k. und t. Goufnlated in Galak 
Alexander Kipariffi zum Kanzler Dollmetſcher ebendaſelbſt eunaunt. 

Der Flnanzmaſter hat den Sinanziecretär der Finanzlandedireckton Fr Tirol 
und Vorarlberg Johann Spechle zunı Finanzrath und Finanzbezlrkopirettor in Feld⸗ 
Eıreh, ernannt. 

Der Sinonzminifter hat den Rechnungsrath bei ben Rechnungsbepartement 
der Hohmufchen Finanzlandesbireckion Shenhor Aa ab zunı Binanzrath uubBorftande: 
ftellvertreter bel dem genannten Rechnungsdeparſemeut ernannt, 

Der Finanzminiſter hat dem tnanzproturaturzapjunclen in demberg Dr. Johann 
ml eine proviſorſſche Finanzralhſlelle bei der galiqſchen Finanzpreuratut 
verliehen. 

Der Miniſter bed Innern hat die bei der Wiener Sicherheithwache neu ſyſtemi⸗ 
firten vier Bezlrksoberinſpeckorenpoſten dem Polſzetobercommiſſäͤr Bigtenz Leeb, ben 
Beznrkeimſpectoren Albin Nebwa dba und Ferdinand Haufen, dann dein Polizel« 
cpmmiſſar Johenn Meixner verliehen. 

Der Minifter ves Janern hal ben Poltzelgefangenhansnerwatter, Hauylmann 
a, D Theodor Faßler dann die Aetuare der Wiener Polizel-Directton Karl Juſt, 
Joſeph aſchka und Karl Laß iugleuthner zu Bezirkolnſpectoren der Wleuer⸗ 
Stcherheltewache ernaunt. 

Der Handelominſſter hat im neu ſyſtemſſirten Perſonalſtande der General ⸗ 
ünfpeetion der öſterreichiſchen Elſenbohnen zu Oberinſpeeloren ernannt; den Inſpeclor 
und L. Roth Joſeph Edlen von Federer, den Inſpeclol Wenzl olecek, den Provi. 
ſoriſchen Iufpector Franz Neſſer und den prodſorſſchen Oberiſpector Guſtav 
Mitra 


Erledigungen. 


Rechnungsofficlaloſtelle III. Gl. Leine Rechnungedepartement der Sinanz⸗ 
lundesdirecklon in Graz mit 600 fl. Gehalt evenknell mit 500 fl. bie Milte 
August. Anttsbl, Nr. 177.) 

Propſſorſſche Slatthalteren,Conteptäadinnclenſtelle mit 400 fl. Jahresgehalk, 
bis 6. Auguſt. (Amtsbl Nr. 178.) 

Proulſorſſche Förſteroſtelle zel den Religtonsfouds. Domänen Lankowez und 
Piber mit 525 fl. Gehalt, Relſepauſchole per 157 fl. 50 Er, Holzdepulat und Natural. 
quantter, (Urntabl, Nr. 178.) 

Ereretäzftele bel ber Leobner Bezirkshauptmannſchaft eventuell het einer 
anderen In Steiermark mit 600 fl. Jahresgehalt, bit lezten Jul. (Amtsbl. Nr. 176.) 

Bergphyficnöftelle beim Silberbergwerke in Pribram mit 946 fl, Quartlergeld 
per 94 fl. 50 Er., Jehrgelppauſchale per 105 fl. Hafer und Henrelutum und Zulage 
per 160 fl. bis 18, Auguli. (Amtsbl. Nr. 178.) 

Dlenftesttellen bei der Lottogefällsbſtectſen a) Archivareſtelle für bie dinzerſpiele 
mit 1050 fl. Jahresgehalt und 200 fl. Quactiergeld und Zulage per 100 fl. jährlich ; 
h) eine Bolto-Oberamtöofficiafäftelle In Wen mit 1060 fl. Jahresgehalt uud 200 fl. 
Sinartiergelb; e) der Gafſterspoſten beim Foktamte in Brünn mit 946 fl. Besoldung, 
evenluell Dberamtzofficalaftellen mit 840 fl., dann Amtsofficialsſtellen mit 800 fl., 
700 fl ober 600 fl. Joßtesgehalt, endlich eine Aſſiſtentenfteſte mit 500 fl. Geßalt, bit 
12. August. (Amtabl. Nr. 176.) 

Prakticantenftelten für den Rechnungsdlenſt ber der Finanzlondesbireckton in 
Wien mit 200 fl. Abjutum und ahne Adiutum, bis Mitte Yuguft (Amtsbl. Nr. 179.) 

Fünfaälſſictentenſtellen amtechniſchen Inftttute in Brhnn fürn pochban, Maſchlnen⸗ 
bau, allgemeine Chemie, Waſſer, Straßen. und Eiſenbahnönu, endlich Brückenbau 
und Banmdechantk mit je 600 f Jahrengehalt, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 179.) 

Calculantenſtelle beim Rechnungsdeparkemen! der n. B. Stallhallerel mit 1 fl 
Diuzmım per Tag, bis Mitte Kuguft. (Amtshl. Nr. 183.) 

Oberbaurahs. zugleich Vorſtandeflelle bei der mährischen Statifalterei mit 
2500 fl. Jahresgehalt, bis 20. Auguft (Amtabl. Nr. 184.) 

Eonceptäyrafticantenftelle bei der Sinanzbirechion in Klagenfurt mit 400 fl. 
jährlich Abjutnm, bis Ende August. (Antal. Rr. 185.) 

Rechuungeofficialeſtelle Il. im Stalus bes Rech nungsdeparkementi der fchleſt⸗ 
ſchen Landesregierung mit 700 fl. Gehalt jährlich und eventuell eine Rechnunge⸗ 
Sfficiafäfteffe mit 600 fl. Geholt jährlich und eventuell eineRechnungnpratticantenftelle 
mit 200 fl. jährlich Abjntum, bis Mitte Auguſt. (Amlabl. Re. 185.) 

Korftpraklicantenftelle evenkuell Gaupitatenflelle ber der Statthalterel zu Zara 
mit 367 fl. 50 kr. 3. W. Adintum jährlich, bis 21 August. (Amtell. Nr. 186.) 

Bauadjunctenſtelle mit 800 fl. Gehalt eventuell 700 fl. Gehalt für das Küſten 
land. (Amtabl. Nr. 186.) 5 

Safhieröftele beine Sauptoflanrte in Brün« mil 900 fl. Jahresgehalt und 
gegen Cautionserlag, bis Mitte Auguft. (Amtsll. Nr. 187.) 
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